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Tanja Opiasa

Grosse Hoffnungen lagen auf
dem neuen Quartier Volta Nord.
«Eine neue Stadt» solle entste-
hen, sagte das Stadtteilsekreta-
riat vor rund drei Jahren bei ei-
ner Anwohnerinfo. Seither sind
diverse neue Familien ins Quar-
tier gezogen, der fehlende Frei-
raum im Quartier sorgt aber bis
heute für Unmut. Aufenthalts-
und Bewegungszonen fürKinder
und Jugendliche in derNähe der
Wohnungen gibt es kaum. Man
habe bei derQuartierplanung die
Kindernichtmitgedacht, bemän-
gelten die Anwohnenden. Auch
die Schulwegsicherheit neben
demBaustellenverkehr beschäf-
tigte das Quartier.

Ein neues Bauvorhaben im
Baufeld 5 dürfte die Situati-
on im Quartier verschärfen: Der
Kanton plant an der Weinlager-
strasse 2 bis 8 zwischen 125 und
140 preisgünstige Wohnungen.
Der «effizient erschlossene Bau-
körper» soll Menschen mit den
vielfältigsten Lebensentwürfen
einen nachhaltigen, innovati-
ven und funktionalen Wohn-
raum bieten. Genau diesen se-
hen Hunderte Anwohner sowie
rund 45 Lehrpersonen durch den
neuen Grossbau infrage gestellt.

Beide Seiten erheben Anfang
Juni beim Bau- und Gastgewer-
beinspektorat Basel-Stadt Ein-
sprache gegen das Bauvorhaben,
die Eingaben liegen dieser Re-
daktion vor.Wie aus diesen her-
vorgeht, sehen sie mehrere Pro-
bleme, die bisher unzureichend
berücksichtigt worden seien.

Was die Anwohner umtreibt
«Volta Nord entwickelt sich zu
einem Quartier mit rund 2000
Einwohnerinnen und Einwoh-
nern. Bereits heute leben allein

im Weinlager über 70 Kinder»,
schreiben die Verfasser der Ein-
sprache. Mit dem vorliegenden
Bauvorhaben würden zahlrei-
che weitere Familien mit Kin-
dern und Jugendlichen ins Quar-
tier ziehen. «Wir wissen alle
nicht, wo sich die vielen Kinder,
Jugendlichen und älteren Men-
schen, die dann noch in dieses
Riesengebäude kommen, auf-
halten sollen», heisst es in der
Einsprache.

Aus der Baupublikation gehe
nicht hervor,wie die langfristige
Versorgung dieser wachsenden
Bevölkerung mit «ausreichend
grossen, qualitativ hochwerti-
gen und frei zugänglichen Auf-
enthalts-, Bewegungs- und Be-
gegnungsräumen» gewährleis-
tetwerden solle. Und: «Während
verschiedeneAngebote für jünge-
re Kindervorgesehen sind, fehlen
Aussagen dazu,wo sich Jugendli-
che imQuartier aufhalten, treffen
und bewegen können.»

Sorge um Senioren
Ältere Bewohnerinnen und Be-
wohner seien zudem auf bar-
rierefreie, ruhige und leicht er-
reichbare Aufenthaltsorte an-
gewiesen. Der Vorschlag eines
umfassendenNutzungskonzepts
für die vorgesehenen Freiräume,
dasNutzungskonflikte vermeide,
sei ebenfalls «nicht ausreichend
ausgearbeitet» worden.

EinweiteresAnliegen derAn-
wohnerinnen undAnwohner be-
trifft die klimaökologische Ver-
träglichkeit des Projekts. Sie
fordern Nachweise, dass der ge-
plante Bau die natürliche Luftzir-
kulation und die nächtliche Ab-
kühlung imQuartier nicht beein-
trächtigt. Insbesondere in dicht
bebauten Gebietenwie demEnt-
wicklungsgebiet Volta Nord sei
eine ausreichende Durchlüftung

entscheidend, um Hitzebildun-
gen zu vermeiden.

Die Einsprache verlangt vom
Baudepartement, die Baubewil-
ligung nicht zu erteilen und die
Vereinbarkeit des Projekts mit
den Zielen einer «klimaange-
passten, familienfreundlichen,
kinderfreundlichen und alters-
freundlichen Stadtentwicklung»
vertieft zu prüfen.

Schulräume zu klein?
Auch die Freiwillige Basler
Schulsynode, die unabhängige
Vertretung der Basler Lehrer-
schaft, wehrt sich gegen den
Neubau und reicht eine Einspra-
che ein, die von 45 Lehrpersonen
unterzeichnetwurde. «Seit ihrer
Eröffnung im Jahr 2020 leidet die
benachbarte Schule konstant un-
ter gesundheitsschädlichen Be-
einträchtigungen durch die um-
liegenden Baustellen», heisst es
in derEinsprache der Schulsyno-
de.Diese bemängelt die unzurei-
chenden Pausen- undAussenflä-
chen sowie die Sicherheitsrisiken
durch den Baustellenverkehr. Be-
vor die Bauarbeiten begännen,
sei die Bereitstellung von ent-
sprechenden Ersatzflächen er-
forderlich, so die Forderung.

Die Schule im Lysbüchel-
Quartier beklagt zudem einen
Mangel an geeignetem Schul-
raum. Laut der Schulsynode
wurden die für 2027 geplanten
Räumlichkeiten auf Basis veral-
teter Raumstandards berechnet.
Die neuen Räume sollten für in-
tegrative Schulformen und Klas-
senmit bis zu 25 Kindern genutzt
werden, seien jedoch zu klein di-
mensioniert.

Immobilien Basel-Stadt wird
in der Einsprache daher aufge-
fordert, zunächst ausreichend
Schulraum zur Verfügung zu
stellen, bevor zusätzlicher kan-

tonseigenerWohnraumgeschaf-
fen wird. Der Platzbedarf für
schulische Betreuungsangebote
sei ursprünglich für eine Aus-
lastung von 33 Prozent der Pri-
marschülerinnen und -schüler
kalkuliert worden. Derzeit liege
die Nachfrage jedoch bereits bei
über 50 Prozent. Es besteht laut
der Schulsynode ein dringender
Handlungsbedarf seitens derBe-
hörden, um den künftigen An-
forderungen gerecht zuwerden.

Gesetzliche Vorgaben erfüllt
Das Basler Erziehungsdeparte-
ment äussert sich auf Anfrage
dieser Redaktion nicht zu den
«einzelnen Punkten der Ein-
sprache». Die Planung der Pri-
marschule Lysbüchel und der
Tagesstrukturen sei auf Grund-
lage der geltenden Raumstan-
dards erfolgt. Auch die Planung
derTagesstrukturen erfolgte auf
Basis der gesetzlichenVorgaben.

Diese sehen ein Angebot von
Tagesstrukturplätzen für 33 Pro-
zent der Schülerinnen und Schü-
ler vor. Dabei sei zu berücksich-
tigen, dass die Anzahl Plätze
und die Anzahl betreuter Kinder
nicht identisch seien. Ein Platz
kann imVerlauf einerWoche von
mehreren Kindern genutzt wer-
den.Deshalb unterscheiden sich
Platzangebot und Auslastung.

Wie dringlich das Anliegen
der Anwohnenden ist, zeigt der
temporäre Fussballplatz, der
vom Sportamt Basel-Stadt vor
der Schule aufgestelltwurde. «So
viele Kinder und Jugendliche ha-
ben plötzlich draussen gespielt»,
sagt eine Anwohnerin. Sie wisse
von einem Jugendlichen, der nur
«immerdrinnen amGamen» ge-
wesen sei und nun auf demFuss-
ballfeld neue Freunde gefunden
habe. Auch sie hat die Einspra-
che unterschrieben.

Lehrpersonen gegen
Wohnbauprojekt in Volta Nord
Stadtentwicklung Anwohner und die Schulsynode reichen Einsprache gegen Bauvorhaben
des Kantons mit über 125 preisgünstigenWohnungen und einem Kindergarten ein.

Gern genutzt, dringend benötigt: Seit kurzem ist ein temporärer Fussballplatz als Freizeitangebot für Jugendliche im Quartier eingerichtet. Foto: PD

334 Frauen und Kinder mussten
die beiden Basler Frauenhäuser
2024 abweisen. Für Grossrat
Christoph Hochuli (EVP) zeigen
die Zahlen, dass die Schutzange-
bote ausgebaut werden müssen.
Im Januarüberwies derGrosseRat
eine entsprechendeMotionHoch-
ulis und weiterer Ratsmitglieder.

Darin fordern diese ein kan-
tonales Frauenhausgesetz,mehr
Schutzplätze sowie eine höhere
staatliche Finanzierung derFrau-
enhäuser.Das Frauenhaus beider
Basel und das Heilsarmee-Frau-
enhaus Region Basel verfügen
zusammenüber 33 Schutzplätze.
Gemäss der Istanbul-Konvention
wären in Basel-Stadt und Basel-
land mindestens zehn weitere
Schutzplätze nötig.

Wie der Regierungsrat in sei-
ner Antwort schreibt, arbeitet
man bereits an einer gesetzlichen
Grundlage für die Finanzierung
vonSchutzplätzen.Bis 2027 sollen
die Arbeiten abgeschlossen sein.

«Der Kanton kennt
unsere hohen Zahlen»
DerForderungnachmehrSchutz-
plätzen und einerhöheren Finan-
zierung könne die Regierung je-
doch nicht nachkommen,weil sie
imRahmendieserMotion «recht-
lich nicht zulässig» sei. Die Be-
gründung ist sehr technisch: Eine
Motion könne nurAufträge ertei-
len, die der Regierungsrat oder
der Grosse Rat allein umsetzen
könne. Zusätzliche Schutzplätze
und höhere Beiträgewürden aber
die Mitwirkung der beiden Frau-
enhäuser voraussetzen. Hochuli
kann diese Argumentation nicht
nachvollziehen,wie er aufAnfra-
ge sagt: «Die Frauenhäuser un-
terstützen diese Forderungen ja
ausdrücklich.»

Das bestätigt auch Bettina
Bühler, Leiterin des Frauenhau-
ses beider Basel. «Seit Jahren
sagen wir, dass es mehr Schutz-
plätze braucht.DerKanton kennt
unsere hohen Zahlen.» Bühler
hofft, dass die Regierung den
politisch breit abgestützten Vor-
stoss als Chance nutzt, das Pro-
blem nun anzugehen.

Die Regierung hingegen re-
lativiert die Zahl der Abweisun-
gen aus dem Jahr 2024. Von den
334 Personen seien nur 54 auf
fehlende Plätze zurückzuführen.
Die übrigen Fälle hätten andere
Gründe gehabt, etwa Sucht oder
Krankheit. «Es ist sehr ernst zu
nehmen, wenn Gewaltbetroffe-
ne keinen Schutzplatz finden»,
schreibt der Regierungsrat. Be-
troffene würden dennoch un-
terstützt und an andere Frauen-
häuser vermittelt oder vorüber-
gehend in Hotels untergebracht.

Hochuliwiderspricht: «Dass kei-
ne Schutzbedürftigen im Stich
gelassenwerden, ist falsch.» Die
hohe Zahl anHotelplatzierungen
im Jahr 2026 zeige, dass die
Schutzplätze nicht ausreichten.
So sei das Frauenhaus beiderBa-
sel Ende April zu 94 Prozent be-
legt gewesen, das Frauenhaus
der Heilsarmee zu 91 Prozent.
Hotelzimmer seien lediglich eine
Notlösung und kein Ersatz für
einen Schutzplatz.Weil sie allein
überfordert seien oderAngst hät-
ten,würden die Frauen teils zum
Täter zurückkehren, so Hochuli.

Finanzierung durch
öffentliche Hand erhöhen
Das Frauenhaus beider Basel
wird zu 60 Prozent von den bei-
den Kantonen finanziert und
muss jährlich 800’000 Franken
an Spenden generieren. Bei den
letzten Verhandlungen zur Leis-
tungsvereinbarung habe man
eine höhere Finanzierung bean-
tragt, diese abernicht bekommen,
sagt Bühler.Hochuli verlangt nun,
dass die öffentliche Hand min-
destens 75 Prozent der Kosten
übernimmt – analog den Emp-
fehlungen der kantonalen Sozi-
aldirektorenkonferenz. Das for-
dern auch einige Baselbieter Po-
litikerinnen in einemVorstoss.
Die Argumentation des Regie-

rungsrats überzeugt die Ratslinke
gestern nicht. ImKern fordere der
Vorstoss denKantondazu auf, ge-
nügend Schutzplätze zu garan-
tieren, sagt Anouk Feurer (JGB).
Melanie Nussbaumer (SP) sei als
Stiftungsrätin des Frauenhauses
bei den Verhandlungen über
die Leistungsvereinbarung dabei
gewesen, es habe «nichtwirklich
eine Offenheit» für eine höhere
Finanzierung gegeben. Deshalb
brauche es politischen Druck.

Regierungsrätin Stephanie Ey-
mann (LDP) weist diesen Vor-
wurf zurück. «Wir sind uns da-
rin einig, dass die Schutzplätze
erhöhtwerdenmüssen.» Es gehe
nicht darum, nichts zu tun, son-
dern umdie rechtlichen Grenzen
einer Motion. Deshalb beantrag-
te die Regierung, den Vorstoss
als Anzug zu überweisen. Eine
Mehrheit des Grossen Rats hält
dennoch an der Form der Moti-
on fest.Damit ist derRegierungs-
rat verpflichtet, die Verhandlun-
gen mit den Frauenhäusern auf-
zunehmen.

Lea Buser

Basler Frauenhäuser
sollenmehr Geld erhalten
Schutzplätze fehlen Der Grosse Rat setzt
seine Forderung bei der Regierung durch.

Grossrat Christoph Hochuli kann nicht nachvollziehen, weshalb der
Kanton die Finanzierung der Frauenhäuser nicht erhöht. Foto: Michael Fritschi
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Oliver Sterchi und
Alexander Müller

AmSonntag entscheidet das Bas-
ler Stimmvolk, ob es einen Kredit
für Lobbying imZusammenhang
mit dem S-Bahn-Herzstück frei-
gebenmöchte.Handelskammer-
direktorMartin Dätwylermeint,
dass dieser Entscheid von gröss-
ter Tragweite für Basel sei –
weit über die Bahninfrastruk-
tur hinaus.

Herr Dätwyler, sind Sie nervös,
was denAbstimmungssonntag
angeht?
Wenn es um das Herzstück geht,
bin ich nichtwahnsinnig nervös.
Bei der 10-Millionen-Initiative
hingegen schon.BeimHerzstück
hoffe ich, dass die Bevölkerung
einsieht, dass wir jetzt endlich
vorwärtsmachen müssen.

Das ist die erste Volks-
abstimmung zumHerzstück
seit Beginn der Planungs-
arbeiten vor 25 Jahren. Die
Gegnerschaft ist sehr breit:
Freisinnige Parteikollegen von
Ihnen kämpfen gemeinsammit
Kommunisten für ein Nein.
Eine eigenartige Kombination,
ja. Mir ist aber wichtig, zu beto-
nen, dass die FDP ganz klar die
Ja-Parole gefasst hat.

Falls es an der Urne eine Abfuhr
gibt: Mussman dann nicht
ehrlich sein und das Herzstück
endgültig beerdigen?
Man muss dann sicher noch-
mals über die Bücher. Ein Nein
wäre ein ganz schlechtes Signal
an Bundesbern.Die Regierungen
wie auch die Parlamente beider
Basel haben in den vergangenen
Jahren klar zum Ausdruck ge-
bracht, dass sie diesen S-Bahn-
Ausbau brauchen und wollen.
Sie haben gemeinsam mit den
Wirtschaftsverbänden in Bern
lobbyiert und waren ja auch er-
folgreich damit: Die Durchmes-
serlinie steht beim Bund auf der
Traktandenliste. Das gibt uns
eine Perspektive fürden S-Bahn-
Ausbau. Ein Nein der Stimm
bevölkerung würde bedeuten,
dass diese Einigkeit, die über
Jahre gegenüber Bern kommu-
niziertwurde, infrage gestellt ist.

Aber Sie sagen eigentlich, dass
die Planungenweitergehen
würden, auch bei einemNein?
Auf jeden Fallmüssenwirweiter-
machen und die S-Bahn weiter-
entwickeln.Dazu gibt es keineAl-
ternative. Der Status quo ist kei-
ne Lösung.Das sindwir auch der
nächsten Generation schuldig.

Also ist es völlig egal,
was die Baslerinnen und
Basler jetzt abstimmen?
Nein, sicher nicht. Aber noch-
mals: Wenn wir gar nichts un-
ternehmen, dann bedeutet das
einfach Stillstand.Und Stillstand
heisst Rückschritt – mit negati-
ven Auswirkungen auf dieWirt-
schaft und unserenWohlstand.

Wird Basel ärmer,wenn das
Herzstück nicht kommt?
Auf solche plakativen Aussagen
lasse ich mich nicht ein. Aber
es ist ein Fakt: Eine gute Er-

reichbarkeit ist einer der wich-
tigsten Standortfaktoren über-
haupt.Unsere Regionwird in den
kommenden Jahrzehnten noch-
mals deutlich wachsen, mehr
Einwohner, aber auch mehr
Arbeitsplätze. Deshalb müssen
wir heute die Infrastruktur von
morgen bauen. Die Welt dreht
sichwahnsinnig schnell.Wirdro-
hen, abgehängt zuwerden,wenn
wir nicht mitziehen.

Das Herzstückwird bereits seit
Jahrzehnten geplant, undman
weiss noch immer nicht,was
eigentlich konkret gebaut
werden soll, und vor allem
nicht bis wann.
Undwarum ist es so?Weil es im-
mer wieder Opposition dage-
gen gibt. Und ich spreche jetzt
nicht nur vom Herzstück, wir
tun uns in der Region gene-
rell sehr schwer mit grossen
Infrastrukturprojekten.Stets sind
Gegner zur Stelle, die behaupten,
es gäbe auch bessere und vor
allem günstigere Alternativen.
Aberwo sind dieseAlternativen?
Mir reicht es einfach nicht,wenn
jemandvonHand auf einemZet-
tel ein paar Linien zeichnet und
dann ernsthaft meint, das wiege
die Expertise von Bund, SBB und
unzähligen Fachleuten auf.Diese
Leute stellen einfach Behauptun-

gen auf, ohne Datengrundlage,
ohneAngebotskonzept und ohne
dass sie in der Verantwortung
wären, etwas zu unternehmen.
Für ein leistungsstarkes S-Bahn-
Netz braucht es eine Durchmes-
serlinie, sowie es sie in Genf und
Zürich bereits gibt. Basel hinkt
diesen Regionen um Jahrzehnte
hinterher.

Basel ist mindestens so
erfolgreichwie Zürich. Das
Bruttoinlandprodukt pro Kopf
ist das höchste der Schweiz.
Auch ohne Durchmesserlinie.
Richtig, Basel ist enorm erfolg-
reich und wohlhabend. Und da-
mit das so bleibt, müssen wir
in unsere Infrastruktur investie-
ren.Man kann es nicht oft genug
wiederholen: Das Festhalten am
Status quo bedeutet langfristig
einenVerlust unseresWohlstan-
des. Wollen wir dieses Risiko
wirklich eingehen? Ich möchte
das nicht. Natürlich spielen für
die Standortpolitik noch ganz
andere Faktoren eine Rolle, nicht
nurderVerkehr.Aber amEnde ist
es eben ein Gesamtpaket, das für
Unternehmen stimmen muss.

Sie stilisieren das Herzstück
zum Schlüsselentscheid für die
kommenden Jahrzehnte. Fakt
ist jedoch, dass das Projekt in

den letzten Jahrenmehrfach
angepasst wurde – undman
immer neueArgumente fand,
warum das jetzt wichtig und
richtig ist. Zuerst hiess es,
Haltestellen in der Innenstadt
seien unerlässlich. Jetzt soll es
plötzlich auch ohne gehen.
Wiewill man das den Stimm-
bürgern glaubhaft vermitteln?
Damuss ichwidersprechen.Wir
haben immer gesagt, dass eine
Durchmesserlinie, also die un-
terirdische Verbindung zwi-
schen Bahnhof SBB und Badi-
schem Bahnhof, absolut zentral
ist. Zusätzliche Haltestellen in
der Innenstadt fände ich immer
noch sinnvoll, aber das ist nun
mal eine Frage der Finanzierbar-
keit. Deshalb ist das Projekt nach
wie vor so gestaltet, dass es auf-
wärtskompatibel ist. Die Halte-
stellen könnteman also auch zu
einem späteren Zeitpunkt noch
bauen. Vorrangig ist und bleibt
die Verbindung zwischen den
Bahnhöfen. Dadurch entsteht
überhaupt erst die Grundlage,
um das S-Bahn-Netz substanzi-
ell auszubauen. Davon profitie-
renWirtschaft und Bevölkerung
entlang derÖV-Achsen gleicher-
massen. Entscheidend ist, dass
es überhaupt ein gut ausgebau-
tes Netz mit einem möglichst
dichten Takt gibt. Die S-Bahn

fährt damit schneller, direkter,
häufiger für uns alle.

Ist diese Kompatibilität auch
der Grund,weshalb das Projekt
immer noch siebenMilliarden
kosten soll?
So genauweiss ich das nicht.Aber
sprechenwirmal über diese sie-
benMilliarden. Das ist ein Gene-
rationenprojekt. Geteilt durch 25
Jahre sind das also rund 280Mil-
lionen pro Jahr. Das entspricht
ziemlich genau den Überschüs-
sen in der Basler Kantonskasse
in den letzten Jahren. Man muss
diese Zahlen immer in den Re-
lationen sehen. Ich will keines-
wegs in Abrede stellen, dass sie-
benMilliarden Frankenviel Geld
sind.Aberwennmanweiterhin in
der globalen Topliga mitspielen
möchte, was Wohlstand und In-
novation angeht, dannmussman
eben auch investieren.

Könnteman nicht die
280Millionen pro Jahr nehmen
und damit kleinere Projekte
finanzieren, die schneller
realisiert sind als das
Herzstück, das vielleicht
im Jahr 2080 kommt? Zum
Beispiel den Bahnanschluss
zum Flughafen.
Den Bahnanschluss zum Flug-
hafen brauchen wir unbedingt.
Die Finanzierungsbereitschaft
seitens der Schweiz ist hoch,
aber der Flughafen liegt nunmal
auf französischem Boden. Der
Entscheid ist also auch von Pa-
ris abhängig, und hier hapert es
zurzeit. Und zu den «anderen
Projekten»: Welche denn kon-
kret? Jeder sagt, er wisse es bes-
ser, dass alles auch viel günsti-
ger und schneller ginge. Aberwo
sind diese Projekte? Wo denn?
Ich habe noch keines gesehen,
das funktionieren würde. Denn
wenn man erst einmal in die
Detailplanung geht, merkt man
schnell, welche zahlreichen Hin-
dernisse es gibt. Hier steht noch
ein geschütztes Haus, dort eine
Trockenwiese, undvergessenwir
nicht die Lärmschutzverordnung.
Ichvertraue den Experten, die ein
Dossier jahrelang durchdringen,
alleAbklärungenvornehmenund
dann zumSchluss kommen,dass
eineDurchmesserlinie alternativ-
los ist. Alles anderewurde x-fach
geprüft und wieder verworfen.

Dieselben Experten, die nach
zehn Jahren Planung plötzlich
gemerkt haben, dass die
Verlegung derHafenbahn fast
doppelt so teuerwirdwie
ursprünglich angenommen?
Hierwar auch das Bundesamt
fürVerkehr im Lead.
(seufzt) Dasmit derHafenbahn ist
tatsächlich ein riesiges Ärgernis.
Die Sache ist allerdings auch äus-
serst komplex. Dieser Komplexi-
tät müssen Bund und Kanton bei
grossen Infrastrukturvorhaben
mit umsetzungsstarken Projekt-
organisationen begegnen.Die Er-
kenntnis, dass die Verlegung der
Hafenbahn teurerwird,hatviel zu
lange gedauert und blockiert nun
die Entwicklung von Wohnraum
amKlybeckquai. Diese ärgerliche
Fehlkalkulation ist sicher kein
Grund,dasHerzstück abzulehnen.
Dafür steht zu viel auf dem Spiel.

«Es reicht nicht, wenn jemand auf einemZettel
ein paar Linien zeichnet»
Cheflobbyist zu Herzstück Handelskammerdirektor Martin Dätwyler teilt gegen selbst ernannte «Experten» in der S-Bahn-Debatte aus –
und sagt, was ein Nein an der Urne bedeuten würde.

Martin Dätwyler ist Direktor der Handelskammer beider Basel. Der Verband setzt sich stark für die Verkehrsinfrastruktur in der Region Basel ein
– auch für das Herzstück. Foto: Nicole Pont

«Stets sind Gegner
zur Stelle,
die behaupten, es
gäbe auch bessere
und vor allem
günstigere
Alternativen.
Aber wo sind diese
Alternativen?»


